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Kreis Lippe 
 
475 Öffentliche Zustellung einer Verwarnung 
 
An  Herrn Jürgen Heinz Werner Schulze, letzte bekannte 
Anschrift: Stauteichstr. 7, 32105 Bad Salzuflen, ist am 
14.10.2013 unter dem Aktenzeichen 2.2.1C71/MFT eine 
Verwarnung gem. § 4 StVG erlassen worden. 
 
Die Verwarnung konnte nicht zugestellt werden, da der Be-
troffene unbekannt verzogen ist, oder seine Erreichbarkeit 
nicht hergestellt ist. 
 
Gem.  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW 
(GV. NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die 
Verwarnung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, 
wenn seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als 
zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt 
die Widerspruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel 
grundsätzlich nicht mehr möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Verwarnung beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, Zimmer 194 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 17.10.2013 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
Römer 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
476 Bekanntmachung 
 
Öffentliche Zustellung eines Bescheides vom 31.10.2013 
des Landrates des Kreises Lippe über die Änderung eines 
Familiennamens. 
 
Empfänger: Frau 
  Mehri Höynck 
 
  letzter bekannter Wohnort: 
 
 Bielefeld 
 
Der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers ist unbe-
kannt.  
 
Aus diesem Grunde wird gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwal-
tungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) – LZG NRW – in der 
Fassung des Gesetzes vom 16.11.2010 der vorgenannte 
Bescheid öffentlich zugestellt. Durch diese öffentliche Zu-
stellung des Dokuments können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Den Bescheid kann der Empfänger in Zimmer 399 (Kreis-
haus, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold) wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden einsehen und in Emp-
fang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei Wochen 
verstrichen sind (§ 10 Abs. 2 LZG NRW). 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Bestvater 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
477 Satzung vom 16.10.2013  über die Benut-

zungsgebühren von Strom- und Wasserent-
nahmesäulen und Berechnung der damit ver-
bundenen Strom- und Wasserkosten für die 
Versorgungseinrichtungen des Salzhofes in 
Bad Salzuflen und des Marktplatzes und der 
Begastraße in Schötmar 

 
Auf Grund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe 
f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung  vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994 S. 666/SGV. NRW. 2023), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18 September 2012 
(GV. NRW. S. 436) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 1969 S. 712/SGV. 
610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 
2011 (GV. NRW.  S. 687) hat der Rat der Stadt Bad Salzuf-
len in seiner Sitzung am 17. Juli 2013 folgende Satzung 
über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die Ener-
gie- und Wasserversorgungssäulen beschlossen: 
 

§1 Umfang, Zweck und Dauer der Überlassung der 
Versorgungssäulen 

 
Die Entnahme von Strom und Wasser kann über die Ver-
sorgungssäulen erfolgen. Die Versorgungssäulen werden 
ortsnah zur Verfügung gestellt. Das Aufstellen der Versor-
gungssäulen obliegt dem Benutzer. Die Anzahl und der 
Zustand der Versorgungssäulen wird durch ein Übernah-
meprotokoll festgestellt. Der Mietpreis beträgt 3,16 € täglich 
für die Benutzung von bis zu 6 Säulen in Bad Salzuflen und 
1 Säule in Schötmar. Der Mietpreis wird bei Dauermietern 
je zur Hälfte am 01.04. und 01.10 eines jeden Jahres fällig, 
ansonsten sofort zur Nutzung. Die Versorgungssäulen die-
nen für die Strom und Wasserversorgung der einzelnen 
Marktstände oder sonstiger Nutzungsnachfragern vor Ort. 
Die Überlassung der Versorgungssäulen erfolgt für die Zeit, 
in der der Wochenmarktverein mittels Marktfestsetzung für 
die Durchführung des Wochenmarktes in Bad Salzuflen 
und Schötmar verpflichtet ist oder aus besonderen Anläs-
sen.  
Der Geltungsbereich dieser Satzung (Salzhof in Bad Salzu-
flen/Marktplatz und Begatraße in Schötmar) ist in Anlage 1 
konkretisiert. 
 

§2 Umfang, Zweck und Dauer der Überlassung der 
Strom- und Wasserversorgung 

 
1. Benutzung zum bestimmungsgemäßen Gebrauch  der 
Strom- und Wasserabgabestelle im Technikraum auf dem 
Salzhof (Raum neben den öffentlichen Toiletten) sowie 
Strom- und Wasserabgabestelle im Bereich der Millaupro-
menade/ Wenkenstraße während der Besetzung des Salz-
hofes durch Dritte. 

 
Die Überlassung der Stromabgabestellen erfolgt zum 
Zweck der Stromversorgung der einzelnen Nachfrager. Der 
Nutzer zahlt eine tägliche Grundgebühr pro Benutzungstag 
von 9,61 € für die Entnahme von Strom, zuzüglich Brutto-
kosten der aktuellen Kilowattvergütung (kWh).  Berech-
nungsgröße der kWh-Kosten sind die von den Stadtwerken 
der Stadt in Rechnung gestellten Kosten (Rechnungsbe-
trag zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Satzung: 24,13 
cent pro kWh). 

 
Die Überlassung der Wasserabgabestelle erfolgt zum 
Zweck der Wasserversorgung der einzelnen Nutzer. Was-
sernutzer zahlen eine tägliche Grundgebühr von 0,41 € für 
die Entnahme von Wasser, zuzüglich Bruttokosten des ak-
tuellen Kubikmeterpreises (cbm) für Frischwasser, zuzüg-
lich des aktuellen Kubikmeterpreises (cbm) für Abwasser. 
Berechnungsgröße der cbm-Kosten sind die von den 
Stadtwerken der Stadt in Rechnung gestellten Kosten. 
(Rechnungsbetrag zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Sat-
zung: 1,87 € pro qm Frischwasser und 2,74 € pro qm Ab-
wasser).  
 
2. Benutzung zum bestimmungsgenäßen Gebrauch  der 
Strom- und Wasserabgabestelle im Bereich Schötmar 
Markt/ Begastraße.  
 
Die Überlassung der Stromabgabestelle erfolgt zum Zweck 
der Stromversorgung der einzelnen Nachfrager. Stromnut-
zer zahlen eine tägliche Grundgebühr von 9,61€ für die 
Entnahme von Strom, zuzüglich Bruttokosten der aktuellen 
Kilowattvergütung (kWh). Berechnungsgröße der kWh-
Kosten sind die von den Stadtwerken  der Stadt in Rech-
nung gestellten Kosten (Rechnungsbetrag zum Zeitpunkt 
des Erlasses dieser Satzung:   24,13 cent pro kWh). 
Die Überlassung der Wasserabgabestelle erfolgt zum 
Zweck der Wasserversorgung der einzelnen Nutzer. Was-
sernutzer zahlen eine tägliche Grundgebühr von 0,41€ für 
die Entnahme von Wasser, zuzüglich Bruttokosten des ak-
tuellen Kubikmeterpreises (cbm) für Frischwasser, zuzüg-
lich des aktuellen Kubikmeterpreises (cbm) für Abwasser. 
Berechnungsgröße der cbm-Kosten sind die von den 
Stadtwerken der Stadt in Rechnung gestellten Kosten. 
(Rechnungsbetrag zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Sat-
zung:   24,13 cent pro kWh). 
 
3. Aus den Versorgungseinrichtungen dürfen vorrangig 
Mitglieder des Wochenmarktvereines Strom und Wasser 
entnehmen. Andere Nutzer können nur teilnehmen, wenn 
dadurch der bestimmungsgemäße Gebrauch nicht beein-
trächtigt wird. 
 
4. Die Benutzung der Versorgungseinrichtungen darf nur 
mittels von der Stadt anerkannter Versorgungssäulen er-
folgen. 
 
5. Die Versorgungskosten werden sofort oder bei Dau-
ernutzern zum Quartalsende fällig. 
 

§3 Entnahmeordnung 
Die Entnahmestellen stehen dem Marktverein grundsätz-
lich zur Verfügung. Spezielle Anordnungen der für die Ent-
nahmestelle verantwortlichen Personen sind zu befolgen. 
Andere Nutzer sind nachrangig zu berücksichtigen. 
 

§ 4 Mietdauer und Kündigung 
Die Überlassung der Versorgungseinrichtungen erfolgt in 
stets widerruflicher Weise. Sie ist in der Regel gekoppelt an 
der Marktfestsetzung, die der Wochenmarktverein auf 
Grundlage der §§ 69 und 69a der Gewerbeordnung erhält. 
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§5 Ordnungsgemäßer Betriebsablauf 

1. Unbeschadet des §3 hat der Benutzer für einen ord-
nungsgemäßen Betriebsablauf im Rahmen der jeweiligen 
Zweckbestimmung der Einrichtung zu sorgen. 
2. Die Benutzer haben für diesen Zweck einen dauernd 
anwesenden Beauftragten zu bestellen. 
3. Der Beauftragte ist insbesondere verpflichtet, die über-
lassenen Einrichtungen jeweils vor Beginn der Benutzung 
auf die ordnungsgemäße Beschaffenheit für den gewollten 
Zweck zu überprüfen. Er muss sicherstellen, dass schad-
hafte Geräte nicht genutzt werden. Wesentliche Mängel 
sind umgehend der Stadt mitzuteilen. 
 

§6 Haftungsfreistellung und –ausschlüsse 
1. Der Benutzer stellt die Stadt von etwaigen Haftungsan-
sprüchen seiner Bediensteten, Mitglieder oder Beauftrag-
ten, der Besucher seiner Veranstaltungen und sonstiger 
Dritter für Schäden frei, die im Zusammenhang mit der Be-
nutzung der überlassenen Einrichtungen (einschließlich der 
Zugänge zu den Anlagen und Räumen) stehen. 
2. Der Benutzer verzichtet seinerzeit auf eigene Haftungs-
ansprüche gegen die Stadt und für den Fall der eigenen 
Inanspruchnahme auf die Geltendmachung von Rückgriffs-
ansprüchen gegen die Stadt und deren Bedienstete oder 
Beauftragte. 
3. Der Benutzer hat bei Nutzungsbeginn nachzuweisen, 
dass eine ausreichende Haftpflichtversicherung besteht, 
durch welche auch die Freistellungsansprüche gedeckt 
werden.  
4. Von dieser Vereinbarung bleibt die Haftung der Stadt als 
Grundstückseigentümer für den sicheren Bauzustand von 
Gebäuden gemäß § 836 BGB unberührt. 
5. Der Benutzer haftet für alle Schäden, die der Stadt an 
den überlassenen Einrichtungen, Geräten und Zugangs-
wegen durch die Nutzung der Säulen entstehen. 
 

§7 Benutzungsstörungen 
Sollten betriebsbedingte oder sonstige Maßnahmen den 
Betrieb beeinträchtigen oder unmöglich machen, so kön-
nen deswegen keinerlei Ansprüche geltend gemacht wer-
den. 
 

§8 Aufsichtspflicht 
Für das erforderliche Aufsichts- und Betreuungspersonal 
hat der Benutzer zu sorgen. 
 

§9 Pflege und Reinlichkeit 
1. Sämtliche Einrichtungen sind von den Benutzern im be-
stimmungsgemäßen Umfang pfleglich zu behandeln. 
 
2. Verunreinigungen und kleinere Beschädigungen sind auf 
eigene Kosten umgehend zu beseitigen. 
 

§10 Bauliche Veränderungen 
Alle baulichen Veränderungen sind untersagt. Vorüberge-
hende Umgestaltungen für bestimmte Zwecke oder Schön-
heitsreparaturen sind nur mit Zustimmung der Stadt mög-
lich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§11 Verhältnis zu Dritten 

Die Überlassung der Einrichtung durch den Benutzer an 
einen Dritten ist ohne Genehmigung der Stadt verboten. 
Alle Handlungen und Unterlassungen, welche insbesonde-
re nach dem Umweltschutz- oder Nachbarrecht gegenüber 
Nachbargrundstücken nicht gestattet sind, sind auch dem 
Benutzer untersagt und gelten als vertragswidrig. 
 

§ 6 In Kraft treten 
Diese Satzung tritt zum 01.08.2013 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Aufhebungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
" Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mungen oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 17.10 .2013  
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
478 2. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen, die 
Abfallentsorgung und die Straßenreinigung in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 17.10.2013 

 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV NRW 1994 S. 666) – in der aktuell gülti-
gen Fassung – und der §§ 1, 2, 4, 6 und 10 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 
712) – in der aktuell gültigen Fassung – und des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 
2585) – in der aktuell  gültigen  Fassung - und der 
§§ 51 ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW 
1995, S. 926) – in der aktuell gültigen Fassung – und des 
Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) vom 18.01.2005 
(BGBl. I S 114) – in der aktuell gültigen Fassung – und 
des § 10 der Satzung über die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen in der Stadt Bad Salzuflen 
vom 24.04.1986 – in der aktuell gültigen Fassung - und 
der Entwässerungssatzung der Stadt Bad Salzuflen vom 
20.10.2010 – in der aktuell gültigen Fassung – und des 
§ 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV NRW 1988 S. 250) – in 
der aktuell gültigen Fassung – und des § 21 der Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
16.05.2012 – in der aktuell gültigen Fassung -  und der 
§§ 3 und 4 des Straßenreinigungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (StrReinG NRW) vom 18. Dezem-
ber 1975 (GV NRW 1975 S. 706; ber. 1976 S. 12) – in 
der aktuell gültigen Fassung – und des § 6 der Satzung 
über die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
15.12.2010 – in der aktuell gültigen Fassung -  
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 
16.10.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
§ 8 Abs. 1 wir wie folgt geändert: 
 
(1) Die Gebührensätze betra-

gen: 
  

1.1 bei der Einleitung von un-
geklärten Abwässern je m³ 
- einschließlich Abwasser-
abgabe -  

2,84 € 

1.2 bei der Einleitung von vor-
geklärten Abwässern je m³ 
- einschließlich Abwasser-
abgabe 

1,42 € 

1.3 für das Einleiten von Nie-
derschlagswasser je m² 
angeschlossene bebaute 
und befestigte Fläche jähr-
lich einschließlich Abwas-
serabgabe (Nieder-
schlagswasserpauschale 
gem. § 7 Abwasserabga-
bengesetz) 

0,54 € 

3. für die Entsorgung von 
Grundstücksentwässe-
rungsanlagen je m³ abge-
fahrenen Grubeninhaltes 

40,98 € 
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6.7 für die Winterwartung wird 

zusätzlich eine Benut-
zungsgebühr erhoben. 
Die Benutzungsgebühr je 
Meter Grundstücksseite 
beträgt jährlich: 

  

  a) für Straßen nach Zif-
fer 6.1 und 6.2 

3,31 € 

  b) für Straßen nach Zif-
fer 6.3 

2,23 € 

  c) für Straßen nach Zif-
fer 6.4 - 6.6 

0,54 € 

 
Die übrigen Ziffern des § 8 Abs. 1 bleiben unberührt. 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, die Abfallentsorgung 
und die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
17.10.2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 17.10.2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
479 23. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen 
vom 17.10.2013 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV NRW 1994, S. 666) - in der aktuell gültigen Fassung - 
und der §§ 1, 2, 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV NRW 1969, S. 712) – in der aktuell gültigen Fassung - 
und des § 29 der Satzung für die Friedhöfe der Stadt Bad 
Salzuflen vom 16.12.2008  - in der aktuell gültigen Fassung 
–  hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung 
vom 16.10.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
 
Der Gebührentarif zur Gebührensatzung, Buchstaben A 
und B, wird wie folgt geändert: 
 
A.  Nutzungsgebühren 
 

 
 Überschreitung der Nutzungszeit 
 Wird durch die Belegung einer Grabstelle un-

ter Berücksichtigung der Ruhezeit die Nut-
zungsdauer (30 Jahre) überschritten, auch 
wenn die Grabstelle noch nicht belegt war, so 
ist für jedes angefangene Jahr der Über-
schreitung die jeweilige Nutzungsgebühr für 
die gesamte Grabstelle zu zahlen. Bei der 
Wiederbelegung einer Grabstelle nach Ablauf 
der Ruhezeit und noch innerhalb der erwor-
benen Nutzungszeit wird für die Zeit der zwei-
ten Ausnutzung keine Gebühr erhoben. 
 

 Doppel- /Mehrfachbelegung innerhalb einer 
Ruhezeit 

 Für die Beisetzung einer weiteren Urne in ei-
nem Urnenwahlgrab oder in einem belegten 
Sargwahlgrab sind für die Jahre der Ruhezeit, 
die durch das bestehende Nutzungsrecht ab-
gedeckt sind, 2/3 der anteiligen Erwerbsge-
bühr zu zahlen (2/3 von 55,00 € bzw. 41,00 € 
x Jahre). 
Wird durch die Belegung einer Grabstelle mit 
einer zusätzlichen Urne unter Berücksichti-
gung der gesetzlichen Ruhezeit die Nut-
zungsdauer der Grabstätte überschritten, so 
ist für jedes angefangene Jahr die jeweilige 
volle Nutzungsgebühr für die gesamte Grab-
stelle zu zahlen. 

 
 
 

I. Reihengräber   
 a) Sarg, Erwachsene 1.110,00 € 
 b) Sarg, anonym 1.211,00 € 
 c) Sarg, Kinder bis zu 5 Jah-

ren, Totgeburten 
540,00 € 

 d) Urne  712,00 € 
 e) Urne, anonym 766,00 € 
     
II. Erdbeisetzungswahlgräber  
 a) für Särge 

pro Grab-
stelle 

(55,00 €/Jahr) 1.650,00 € 

 b) für Urnen (41,00 €/Jahr) 1.230,00 € 
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III. Rasenwahlgräber  
 a) Sarg (45,00 €/Jahr) 1.350,00 € 
 b) Urne (36,00 €/Jahr) 1.080,00 € 
 
 Für das Überschreiten der Nutzungszeit und 

die Mehrfachbelegung innerhalb einer Ruhe-
zeit gelten die Regelungen für Erdbeiset-
zungswahlgräber (A. II.) entsprechend. 

 
IV. Urnenwandwahlgräber  
 Urne (36,00 €/Jahr) 1.080,00 € 
 Für das Überschreiten der Nutzungszeit und 

die Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit 
gelten die Regelungen für Erdbeisetzungs-
wahlgräber (A. II.) entsprechend. 

    
V.  Baumurnenwahlgräber  
 Urne (27,00 €/Jahr) 810,00 € 
 Für das Überschreiten der Nutzungszeit und 

die Doppelbelegung innerhalb einer Ruhezeit 
gelten die Regelungen für Erdbeisetzungs-
wahlgräber (A. II.) entsprechend. 

    
VI. Gebühr bei Rückgabe vor Ablauf der Nut-

zungszeit 
 a) Sarggräber  86,00 €/Jahr 
 b) Urnengräber  45,00 €/Jahr 
     
 
B. Bestattungsgebühren 
 
I. Benutzung der Trauerräume, 

pauschal 
250,00 € 

   
II. Aufbewahrung von Urnen 

vom 4. Tag ab, je Tag 
10,00 € 

    
III. a) Nutzung einer großen 

Friedhofskapelle (Werl-
Aspe, Obernberg) 

495,00 € 

 b) Nutzung einer einfachen 
Friedhofskapelle (übrige 
Friedhöfe) 

250,00 € 

   
IV. Benutzung von Kühlräumen 

pro Tag 
175,00 € 

   
V. Grabbereiten und –zufüllen  
 a) Sarg - Reihengrab für 

Erwachsene und ano-
nym 

514,00 € 

 b) Sarg - Reihengrab für 
Kinder bis zu 5 Jahren 
und Totgeburten 

283,00 € 

 c) Sarg - Erdbeisetzungs-
wahlgrab 

839,00 € 

 d) Sarg - Rasenwahlgrab 514,00 € 
 e) Urne - Reihengrab, ano-

nymes Reihengrab, Erd-
beisetzungswahlgrab, 
Rasenwahlgrab 

209,00 € 

 f) Urne - Urnenwand 182,00 € 
 g) Urne - Baumurne 268,00 € 
   
 
 
 
 

 
VI. Zuschlag für Überstunden 125,00 € 
 Dieser Zuschlag wird für Be-

stattungen an Freitagen ab 
13.00 Uhr und an Samstagen 
erhoben. 

 

   
VII. Umbettungen  
 a) Sarg – Aushebung einer 

Leiche bis 5 Jahre nach 
Beisetzung 

685,00 € 

 b) Sarg – Aushebung einer 
Leiche über 5 Jahre nach 
Beisetzung 

1.540,00 € 

 c) Sarg - Wiederbeisetzung 
einer ausgehobenen Lei-
che bis 5 Jahre nach Bei-
setzung 

456,00 € 

 d) Sarg - Wiederbeisetzung 
einer ausgehobenen Lei-
che über 5 Jahre nach 
Beisetzung 

1.021,00 € 

 e) Urne - Ausbettung  359,00 € 
 f) Urne - Wiederbeisetzung 241,00 € 
 
Die übrigen Buchstaben bleiben unberührt. 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2014 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 23. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung für die Friedhöfe der Stadt Bad Salzuflen vom 
17.10.2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 17.10.2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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480 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt 
Bad Salzuflen (Vergnügungssteuersatzung) 
vom 17. Oktober 2013 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023) und 
der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land  
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712 / SGV NRW 610)– in der gültigen Fas-
sung– hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sit-
zung am 16. Oktober 2013 folgende Änderung der Vergnü-
gungssteuersatzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Die Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 08.07.2010 wird wie folgt ge-
ändert: 
 

1. Der § 7 Abs. 1 letzter Satz erhält folgende Fas-
sung: 
 
„Dieser errechnet sich aus der elektronisch ge-
zählten Kasse zzgl. Röhren- bzw. Geldschein-
Dispenser-Entnahme (sog. Fehlbetrag), abzüglich 
Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-Auffüllung, 
Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld.“ 
 

2. Im § 7 Abs. 5 Nrn. 1 und 2 werden die Steuersät-
ze „14 v.H.“ durch „17. v.H.“ ersetzt. 
 

3. Der § 7 a der Satzung wird gestrichen. 
  

4. Der § 11 Abs 3 wird nach dem ersten Satz folgen-
der Satz eingefügt: 
  
„Spielhallenbetreiber haben die Steueranmeldun-
gen nach Ablauf eines Monats jeweils bis zum 15. 
des Folgemonats abzugeben.“ 
  

5. Im § 11 Abs. 3 letzter Satz wird nach der „Geräte-
nummer“ noch die „Zulassungsnummer“ einge-
fügt. 
  

 
Artikel II 

 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „1. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung der Vergnügungssteuer in der Stadt 
Bad Salzuflen (Vergnügungssteuersatzung)“ wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-

der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 17.10.2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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481 Hinweis auf das Widerspruchsrecht gegen die 

Datenübermittlung aus dem Melderegister  
(§ 18 Abs. 7 des Melderechtsrahmengesetzes – 
Melderechtsrahmengesetz – MRRG) 

 
Die Stadt Bad Salzuflen als Meldebehörde ist gemäß § 58 
Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 16. Septem-
ber 2008 ( BGBl. I S. 1886) in der zur Zeit gültigen Fassung 
berechtigt  jährlich bis zum Stichtag 31. März  
 
Daten zu Personen (Familienname, Vorname, gegenwärti-
ge Anschrift)  mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
folgenden Jahr volljährig werden, zum Zweck der Übersen-
dung von Informationsmaterial über Tätigkeiten in den 
Streitkräften 
an das Bundesamt für Wehrverwaltung zu übermitteln. 
 
Die Datenübermittlung der vorgenannten Daten unterbleibt, 
wenn die Betroffenen gemäß § 18 Abs. 7  MRRG der Wei-
tergabe widersprochen haben. 
 
Auf dieses Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. 
 
Das genannte Widerspruchsrecht steht den Betroffenen ab 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu. Hierzu bedarf es 
nicht der Einwilligung oder Genehmigung von Personen, 
die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt sind. 
 
Ein Widerspruch gegen die vorgenannte Datenübermittlung 
kann entweder direkt bei der Bürgerberatung der Stadt Bad 
Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuf-
len, eingelegt werden oder ist schriftlich an die  
 
Stadt Bad Salzuflen 
- Bürgerberatung-  
32102 Bad Salzuflen 
 
zu richten. 
 
Vordrucke sind in der Bürgerberatung (Rathaus, Rudolph-
Brandes-Allee 19, Erdgeschoss) erhältlich. 
 
Der Widerspruch bleibt bis auf Widerruf gültig. 
 
Bad Salzuflen, den 17.10.2013  
 
Stadt Bad Salzuflen 
 
 
Der Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Stadt Barntrup 
 
482 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffent-

lich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der 
Stadt Barntrup und den Gemeinden Dörentrup 
und Extertal 

 
Die Stadt Barntrup und die Gemeinden Dörentrup und Ex-
tertal haben eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über 
die Wahrnehmung der ordnungsbehördlichen Rufbereit-
schaft der Stadt Barntrup durch die örtlichen Ordnungsbe-
hörden Dörentrup und Extertal geschlossen. 
 
Der Kreis Lippe hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
am 4.10.2013 nach § 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) aufsichtsbehördlich genehmigt und die 
Genehmigung am 10.10.2013 im Kreisblatt - Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden - 
veröffentlicht. Nach § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG wird hiermit 
auf die Veröffentlichung des Kreises Lippe hingewiesen. 
 
Barntrup, den 23.10.2013 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
(Dahle) 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Stadt Blomberg 
 
483 11. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/01, 

Teilbereich Kolberger Str. der Stadt Blomberg, 
hier: Änderungsbeschluss und Beschluss zur 
Unterrichtung der Öffentlichkeit im beschleu-
nigten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 5. September 
2013 die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/01, Teil-
bereich Kolberger Straße und die Durchführung des erfor-
derlichen Beteiligungsverfahrens beschlossen. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Darstellung einer 
Mischgebietsfläche.  
 
Der Änderungsbereich betrifft Teilbereiche der Flurstücke 
1267 und 1286 in der Flur 8, Gemarkung Blomberg. 
 
1.) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/12 im beschleunig-
ten Verfahren gem. § 13a BauGB vorgenommen. 
 
2.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll. 
 
3.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf eine frühzeitige Un-
terrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB verzich-
tet wird. 
 
4.) In Verbindung mit  § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 2 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
5.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 3 BauGB wird den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnah-
me innerhalb angemessener Frist gegeben. 
 
Hiermit wird hiermit gem. § 3 Abs. 2 BauGB bekannt ge-
macht, dass der Entwurf einschließlich Begründung in der 
Zeit vom 
 
19. November 2013 bis zum 19. Dezember 2013 
(einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht wer-
den. 
 
Die Lage des Aufstellungsbereiches ist dem beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen. 
 
Blomberg, 22. Oktober 2013 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



802 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 803 
 

 

 
484 13. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/12 

"Im Felde Ohlentrup“ der Stadt Blomberg zur 
Darstellung einer Mischgebietsfläche, 
hier: Änderungsbeschluss und Beschluss zur 
Unterrichtung der Öffentlichkeit im beschleu-
nigten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 7. März 2012 die 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/12 "Im Felde Oh-
lentrup“ und die Durchführung des erforderlichen Beteili-
gungsverfahrens beschlossen. 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Darstellung einer 
Mischgebietsfläche an der Straße Feldohlentrup.  
 
Der Änderungsbereich betrifft Teilbereiche der Grundstü-
cke Feldohlentrup Hausnummer 11 bis 27 und 22 bis 34 in 
der Flur 13, Gemarkung Blomberg. 
 
1.) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/12 im beschleunig-
ten Verfahren gem. § 13a BauGB vorgenommen. 
 
2.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1Nr. 1 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB geändert werden soll. 
 
3.) Nach § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB wird hiermit be-
kannt gemacht, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf eine frühzeitige Un-
terrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB verzich-
tet wird. 
 
4.) In Verbindung mit  § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 2 BauGB wird zur Beteiligung der Öffentlichkeit die 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
 
5.) In Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13 Abs. 2 
Nr. 3 BauGB wird den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnah-
me innerhalb angemessener Frist gegeben. 
 
Hiermit wird hiermit gem. § 3 Abs. 2 BauGB bekannt ge-
macht, dass der Entwurf einschließlich Begründung in der 
Zeit vom 
 
19. November 2013 bis zum 19. Dezember 2013 
(einschl.) 
 
im Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht wer-
den. 
 
Die Lage des Aufstellungsbereiches ist dem beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen. 
 
Blomberg, 22. Oktober 2013 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
485 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffent-

lich-recht-lichen Vereinbarung zwischen der 
Stadt Barntrup und den Gemeinden Dörentrup 
und Extertal 

 
Die Stadt Barntrup und die Gemeinden Dörentrup und Ex-
tertal haben eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über 
die Wahrnehmung der ordnungsbehördlichen Rufbereit-
schaft der Stadt Barntrup durch die örtlichen Ordnungsbe-
hörden Dörentrup und Extertal geschlossen. 
 
Der Kreis Lippe hat die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
am 04.10.2013 nach § 24 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. § 29 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 2 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit (GkG) aufsichtsbehördlich genehmigt und die 
Genehmigung am 10.10.2013 im Kreisblatt - Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden – veröf-
fentlicht. Nach § 24 Abs. 3 Satz 2 GkG wird hiermit auf die 
Veröffentlichung des Kreises Lippe hingewiesen. 
 
Extertal, d. 14.10.2013 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
 
 
 
486 3. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Kostenerstattung und die Erhebung von Ge-
bühren für die Gestellung von Brandsicher-
heitswachen sowie für freiwillige Leistungen 
der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Ex-
tertal vom 16.10.2013 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat aufgrund der §§ 7, 8 
und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Stärkung der 
kommunalen Demokratie vom 09.04.2013 (GV. NRW. S. 
194), § 41 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über den Feuer-
schutz und die Hilfeleistung (FSHG) vom 10.02.1998 (GV. 
NRW. 1998 S. 122), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 
Fünften Gesetzes zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tungen im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für Inne-
res und Kommunales sowie des Justizministeriums vom 
23.10.2012 (GV. NRW. S. 474), und der §§ 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21.10.1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. S. 687), 
in seiner Sitzung am 16.10.2013 folgende 3. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Kostenerstattung und die 
Erhebung von Gebühren für die Gestellung von Brandsi-
cherheitswachen sowie für freiwillige Leistungen der Frei-
willigen Feuerwehr der Gemeinde Extertal beschlossen: 
 
 
 
 
 

 
Artikel 1 

 
§ 1 

 
§ 4 Abs. 2 der „Satzung über die Kostenerstattung und die 
Erhebung von Gebühren für die Gestellung von Brandsi-
cherheitswachen sowie für freiwillige Leistungen der Feu-
erwehr“ vom 26.08.1999 i. d. F. der 2. Änderung vom 
20.07.2010 erhält folgende Fassung: 
 
Die Personalkosten und die Fahrzeug- und Gerätekosten 
berechnen sich bei Einsätzen, bei Brandsicherheitswachen 
und den freiwilligen Leistungen der Feuerwehr aufgrund 
der Einsatzzeit. Abgerechnet wird der Personaleinsatz so-
wie der Fahrzeug- und Geräteeinsatz nach Einsatzstunden. 
Angefangene Einsatzstunden werden in Zeitabschnitten 
von jeweils 15 Minuten abgerechnet. 
 

Artikel 2 
 
Diese 3. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden – in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung zur Satzung über 
die Kostenerstattung und die Erhebung von Gebühren für 
die Gestellung von Brandsicherheitswachen sowie für frei-
willige Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Gemein-
de Extertal vom 16.10.2013 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d)  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde Extertal vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Extertal, den 21.10.2013 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
487 Pflichtprüfung der Stadtwerke Horn-Bad Mein-

berg für das Geschäftsjahr 2012 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat am 26. Septem-
ber 2013 den Jahresabschluss und den Lagebericht zum 
31.12.2012 festgestellt und über den Jahresfehlbetrag wie 
folgt beschlossen: 
 
„Der Jahresfehlbetrag 2012 für den Betriebszweig Wasser-
versorgung in Höhe von 22.858,83 € wird durch Entnahme 
aus der allgemeinen Rücklage ausgeglichen. 
 
Der Jahresüberschuss 2012 für den Betriebszweig Abwas-
serbeseitigung in Höhe von 356.695,26 € wird in Höhe von 
314.407,00 € an den städtischen Haushalt abgeführt und in 
Höhe von 42.288,26 € auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Der Jahresfehlbetrag 2012 für den Betriebszweig Photovol-
taik in Höhe von 4.701,55 € wird auf neue Rechnung vor-
getragen.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Sie werden bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2013 bei den Stadtwerken Horn-Bad Mein-
berg, Burgstraße 11, Zimmer 5, 32805 Horn-Bad Meinberg, 
während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnah-
me verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Stadtwerke Horn-Bad Mein-
berg. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Münster, bedient. Diese hat mit Da-
tum vom 13.06.2013 den nachfolgend dargestellten unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigen-
betriebs Stadtwerke Horn-Bad Meinberg, Horn-Bad Mein-
berg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2012 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der 
Betriebsleitung des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ei-
ne Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzuge-
ben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs 
Stadtwerke Horn-Bad Meinberg, Horn-Bad Meinberg. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
Herne, den 14.10.2013 
GPA NRW 
Im Auftrag 
Gez. Matthias Middel 
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Aufgrund des § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV. NRW. S. 644, ber. 2005 S. 15) i.V.m. § 3 (5) der Ver-
ordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen vom 09. März 1981 (GV. NRW. S. 147) wird hiermit 
die Feststellung des Jahresabschlusses, die Behandlung 
des Jahresüberschusses bzw. Fehlbetrages sowie der ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
ortsüblich öffentlich bekannt gemacht. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 21.10.2013 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
Stadtwerke 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Wolfgang Jüdith 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
488 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Alten Hansestadt Lemgo zum 31.12.2011 und 
Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Lemgo am 02.09.2013 den vom Rechnungs-
prüfungsausschuss geprüften und mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresab-
schluss zum 31.12.2011 durch Beschluss festgestellt und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2011 mit Lagebericht ist 
gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schrei-
ben vom 12.09.2013 angezeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss mit Lagebericht 2011 der Alten Han-
sestadt Lemgo wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die 
Bilanz, die Gesamtergebnisrechnung sowie die Gesamtfi-
nanzrechnung zum 31.12.2011 sind nachfolgend abge-
druckt.  
 
Der Jahresabschluss 2011 mit allen Anlagen sowie der La-
gebericht liegen zur Einsichtnahme ab dem 28.10.2013 bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses in der 
Kämmerei, Papenstraße 9, Zimmer 117, während der 
Dienstzeiten öffentlich aus und sind im Internet unter der 
Adresse www.lemgo.net verfügbar. 
 
Lemgo, den 15. 10. 2013 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Reiner Austermann 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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489 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Alten 
Hansestadt Lemgo 2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 27. Juni 2011 (GV. 
NRW.S.300, ber. S. 394), - SGV NRW 1112 - fordere ich 
hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Alten Hansestadt Lemgo, - 
Abteilung Wahlen, Papenstraße 9, Zeughaus (Zimmer 
212), 32657 Lemgo, während der Dienststunden kostenlos 
abgegeben werden.  
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46 b 
und 46 d Abs. 1 bis 3 Kommunalwahlgesetzes - KWahlG - 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 
(GV.NRW. 454 Seite 509, berichtigt Seite 509 und 1999 
Seite 70), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2011 
(GV.NRW. Seite 238) - SGV.NRW 1112 - und der §§ 25 
und 26 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die 
Funktionsbezeichnungen in weiblicher und männlicher 
Form geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei-
en), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wähler-
gruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Ein-
zelbewerbern/Einzelbewerberinnen), von diesen al-
lerdings keine Reserveliste, eingereicht werden.  

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer 

Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag nur 
benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt 
worden ist. Kommt eine derartige Versammlung 
nicht zustande, so kann die Partei oder Wähler-
gruppe ihre Bewerber in einer Versammlung von 
Wahlberechtigten aufstellen lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbür-
ger/Unionsbürgerinnen), die in Deutschland woh-
nen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie 
Deutsche wählbar.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlungen 
sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes 
gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Bewer-
ber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung eines Bewerbers/einer Bewerberin als 
Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen 
Bewerber/eine andere Bewerberin. Stimmberechtigt 
ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversamm-
lung kann nur gewählt werden, wer am Tage des 
Zusammentritts der zur Wahl der Vertre-
ter/Vertreterin einberufenen Versammlung im Wahl-
gebiet wahlberechtigt ist. 

 
 Die Vertreter/Vertreterin für die Vertreterversamm-

lung und die Bewerber/Bewerberinnen sind frühes-
tens ab dem 42 Monat nach Beginn der laufenden 
Wahlperiode –also ab dem 21. März 2013-, die Be-
werber/Bewerberinnen für die Wahlbezirke frühes-
tens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Eintei-
lung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er-
gebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertre-
ter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, 
über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über 
das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Be-
werberin regeln die Parteien und Wählergruppen 
durch ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber/Bewerberinnen mit Angaben über Ort 
und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, 
Zahl der erschienenen Mitglieder, Vertre-
ter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigten und Er-
gebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Leiter/die Leiterin 
der Versammlung und zwei von dieser/diesem be-
stimmten Teilnehmer/Teilnehmerinnen gegenüber 
dem Wahlleiter an Eides Statt zu versichern, dass 
die Wahl der Bewerber/Bewerberinnen für die Ver-
tretung in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hin-
sichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung 
an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die 
Festlegung der Reihenfolge der Bewerber und die 
Bestimmung der Ersatzbewerber in geheimer Ab-
stimmung erfolgt sind. Die Beibringung einer Aus-
fertigung der Niederschrift und der Versicherung 
an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlages. 
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1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des Kreises Lippe, im Land-
tag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und 
ein Programm hat. Dies gilt nicht für auf Landes-
ebene organisierte Parteien, die die Unterlagen ge-
mäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Par-
teiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter einge-
reicht haben.  

 
 Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 

sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Be-
stätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von 
Satzung und Programm von Parteien und Wähler-
gruppen eingereicht werden können, hat das Minis-
terium für Inneres und Kommunales nach dem Zeit-
punkt der Wahlausschreibung öffentlich bekannt 
gemacht. 

 
2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
 Nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) KWahlG in Verbin-

dung mit § 3a der Hauptsatzung der Alten Hanse-
stadt Lemgo vom 26.10.2010, zuletzt geändert 
durch Änderungssatzung vom 15.04.2013 sind 

 
für die Alte Hansestadt Lemgo 40 Vertreter, 
davon 20 in Wahlbezirken zu wählen. 

 
Auf die Bekanntmachung der Alten Hansestadt 
Lemgo vom 18.04.2013 über die Einteilung des 
Wahlgebietes in Wahlbezirke für die Kommunalwahl 
2014 wird hingewiesen. Sie kann jederzeit beim 
Wahlleiter der Alten Hansestadt Lemgo, -Abteilung 
Wahlen-, Papenstraße 9, Zeughaus, Zimmer 212), 
32657 Lemgo, während der Dienststunden einge-
sehen werden. 

 
2.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten:  

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern/Einzelbewerberinnen können durch ein 
Kennwort gekennzeichnet werden; 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der 
Bewerberin; bei Beamten und Arbeitnehmern 
nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 
die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der 
sie beschäftigt sind, anzugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauenspersonen enthalten.  

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss min-
destens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf 
dem Wahlvorschlag selbst leisten.  

 
2.3 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Bewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist 
nachzuweisen. Die ordnungsgemäße Unterzeich-
nung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung der 
Unterzeichner/Unterzeichnerinnen bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vor-
liegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, 
nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so 
sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.  

 
Dabei ist folgendes zu beachten: 
 

-  Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahllei-
ter kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung sind der 
Name und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
Wählergruppe, die den Vorschlag einreichen will, bei 
Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort 
sowie Familienname, Vornamen und Wohnort des/der 
vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. 
Der Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der Form-
blätter zu vermerken. 

-      Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag  
unterstützen, müssen dies auf dem Formblatt persön-
lich und handschriftliche unterschreiben; die Angaben 
zum Familiennamen, Vornamen, Tag der Geburt und 
zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der 
Unterzeichnerin sowie der Tag der Unterzeichnung 
sind vom Unterzeichner/von der Unterzeichnerin per-
sönlich und handschriftlich auszufüllen. 

- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf 
dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung 
seiner/ihrer Stadt/Gemeinde nach dem Muster der An-
lage 15 zur KWahl0 beizufügen, dass er/sie im Wahl-
gebiet wahlberechtigt ist. 

-      Ein Wahlberechtigter/eine Wahlberechtigte  
darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; 
hat jemand mehrere Wahlvorschläge unter- 
zeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen Wahl-
vorschlägen ungültig. 
 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den 
Bewerber/die Bewerberin ist zulässig. 
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2.5. Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der 
Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a 
zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem 
Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a 
zur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungs-
gemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Vorausset-
zung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13 zur KWahlO; die Beschei-
nigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach 
dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO erteilt 
werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber/der Bewerberinnen 
mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschrie-
benen Versicherungen an Eides statt; ihrer Bei-
fügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung 
der Niederschrift und der Versicherung an Eides 
Statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlge-
biet beigefügt ist (s. auch 1.2 Abs. 8 dieser Be-
kanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach 

§ 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienstverhältnis, falls 
der Wahlleiter dies zur Behebung von Zweifeln 
für erforderlich hält.  

 
3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auf-
treten. Die Reserveliste muss von der für das Wahl-
gebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  

 
3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten:  

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die 

die Reserveliste einreicht; 
 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsan-
gehörigkeit der Bewerber/Bewerberin in erkenn-
barer Reihenfolge; bei Beamten und Arbeitneh-
mern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch 
der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 
oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei 
der sie beschäftigt sind, anzugeben.  

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten.  
 
 
 
 
 
 

 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber/eine Bewerberin, unbeschadet der 
Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewer-
ber/Ersatzbewerberin für einen im Wahlbezirk oder 
für einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten 
Bewerbers/Bewerberin sein soll.  

 
3.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserve-

liste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für ei-
nen/eine im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der 
Reserveliste aufgestellten anderen Bewer-
ber/aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 
2 KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthal-
ten:  

 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzen-

den Bewerbers/Bewerberin; 
 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der/die zu 
ersetzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist.  

 
3.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 34 Wahlberechtigten persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Die Unterschriften 
sind auf amtlichen Formblättern nach dem Muster 
der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei An-
forderung der Formblätter ist der Name und ggf. die 
Kurzbezeichung der Partei oder Wählergruppe an-
zugeben. Für die Unterzeichnung gelten Nr. 2.3 und 
Nr. 2.4 entsprechend. 

 
3.5  Nr. 2.5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, das die 

Zustimmungserklärung der Bewerber/der Bewerbe-
rinnen auf der Reserveliste nach dem Muster der 
Anlage 11b oder einzeln nach dem Muster Anlage 
12b zur KWahl0 abzugeben ist. Eine Bescheinigung 
der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/ 
Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbezirk 
aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahl-
bezirksvorschlag beigefügt ist. 

 
Die Wahlvorschläge sind bis spätestens zu dem in § 15 
Abs. 1 Satz 1 KWahlG genannten Zeitpunkt (48. Tag vor 
der Wahl, 18.00 Uhr - Ausschlussfrist), beim Wahlleiter 
der Alten Hansestadt Lemgo, -Abteilung Wahlen-, Papen-
straße 9, Zeughaus, Zimmer 212, 32657 Lemgo, einzu-
reichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können. 
 
Lemgo, 10.11.2013 
 
gez. Dr. Reiner Austermann 
 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
der Alten Hansestadt Lemgo 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Präambel 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW und § 7 
Absatz 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der Ge-
meindeordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 
 (GV NW S. 666), jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, 
hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg am 
27.06.2013 folgende Friedhofsatzung beschlossen: 

 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der 
Stadt Schieder-Schwalenberg gelegenen und von ihr ver-
walteten Friedhöfe und Friedhofsteile: 
a) Friedhof Brakelsiek  
b) Friedhof Glashütte 
c) Friedhof Lothe  
d) Friedhof Schieder  
e) Friedhof Schwalenberg 
f) Friedhof Siekholz 
g) Friedhof Wöbbel 
 
§ 2 Friedhofszweck 
(1) Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der 
Stadt. 
(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung der Toten (Lei-
chen, Tot- und Fehlgeburten), die bzw. deren Eltern bei ih-
rem Ableben Einwohner der Stadt Schieder-Schwalenberg 
waren oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten 
Grabstätte besaßen. Darüber hinaus dienen die Friedhöfe 
auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrüchen 
stammenden Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner der 
Stadt Schieder-Schwalenberg sind. Die Bestattung anderer 
Personen bedarf einer Ausnahmegenehmigung der Fried-
hofsverwaltung. Die Bestattung von Föten auf dem „Ster-
nenhain“ auf dem Friedhof in Schieder wird allgemein zu-
gelassen, auch soweit die Eltern nicht Einwohner der Stadt 
Schieder-Schwalenberg sind.  
 
§ 3 Bestattungsbezirke 
(1) Das Stadtgebiet wird in Bestattungsbezirke eingeteilt. 
Die Bestattungsbezirke der Friedhöfe sind im Allgemeinen 
auf das Gebiet des jeweils genannten Ortsteils begrenzt. 
(2) Die Verstorbenen sollen auf dem Friedhof des Be-
stattungsbezirkes bestattet werden, in dem sie zuletzt 
ihren Wohnsitz hatten. Die Bestattung auf einem ande-
ren Friedhof ist möglich, wenn dies gewünscht wird 
und die Belegung es zulässt. Ebenso soll die Bestat-
tung auf einem anderen Friedhof gestattet werden, 
wenn 

a) ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grab-
stätte auf einem anderen Friedhof besteht, 

b) Eltern, Kinder oder Geschwister auf einem ande-
ren Friedhof bestattet sind, 

c) der Verstorbene in einer Grabstätte mit allgemei-
nen Gestaltungsvorschriften beigesetzt werden 
soll und solche Grab-stätten auf dem Friedhof des 
Bestattungs-bezirkes nicht zur Verfügung stehen. 

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen. 
(4) Der „Sternenhain“ auf dem Friedhof Schieder steht all-
gemein für die Bestattung von Föten zur Verfügung.  
 
§ 4 Schließung und Entwidmung 
(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können für weitere Bestat-
tungen gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwen-
dung zugeführt werden (Entwidmung). 
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Be-
stattungen ausgeschlossen. Soweit durch Schließung das 
Recht auf weitere Bestattungen in Wahlgrabstätten / Ur-
nenwahlgrabstätten erlischt, wird dem Nutzungsberechtig-
ten für die restliche Nutzungs-zeit bei Eintritt eines weiteren 
Bestattungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrabstätte / 
Urnenwahl-grabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem 
kann er die Umbettung bereits bestatteter Leichen verlan-
gen. 
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(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Fried-
hofs als Ruhestätte der Toten verloren. Die Bestatteten 
werden, falls die Ruhezeit  (bei Reihen-grabstätten / Urnen-
reihengrabstätten) bzw. die Nutzungszeit (bei Wahlgrab-
stätten / Urnenwahlgrab-stätten) noch nicht abgelaufen ist, 
auf Kosten der Stadt in andere Grabstätten umgebettet. 
(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt 
gegeben. Der Nutzungsberechtigte einer Wahlgrabstätte / 
Urnenwahlgrabstätte erhält außer-dem einen schriftlichen 
Bescheid, wenn sein Aufent-halt bekannt oder ohne be-
sonderen Aufwand zu ermitteln ist. 
(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öf-
fentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie bei 
Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten einem An-
gehörigen des Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten / Ur-
nenwahlgrabstätten dem Nutzungsberechtigten mitzu-
teilen. 
(6) Ersatzgrabstätten werden von der Stadt auf ihre Kosten 
in ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den entwidme-
ten oder außer Dienst gestellten Friedhöfen / Friedhofstei-
len hergerichtet. Die Ersatz-wahlgrabstätten werden Ge-
genstand des Nutzungs-rechtes. 
 
II. Ordnungsvorschriften 
 
§ 5 Öffnungszeiten 
(1) Die Friedhöfe sind im Allgemeinen durchgehend und im 
Einzelfall während der an den Eingängen bekannt gegebe-
nen Zeiten für den Besuch geöffnet. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass 
das Betreten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile 
vorübergehend untersagen. 
 
§ 6 Verhalten auf dem Friedhof 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes 
entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des Fried-
hofspersonals sind zu befolgen. 
(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen / Rol-
lerblades / Skateboards aller Art, ausgenommen 
Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der 
Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zu-
gelassenen Gewerbetreibenden, zu befahren, 

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzu-
bieten oder diesbezüglich zu werben, 

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer 
Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 

d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. 
ohne Zustimmung der Friedhofs-verwaltung ge-
werbsmäßig zu fotografieren, 

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Druck-
sachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier not-
wendig und üblich sind, 

f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen 
und Grabstätten zu verunreinigen oder zu be-
schädigen sowie Rasenflächen und Grabstätten 
unberechtigt zu betreten, 

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimm-
ten Stellen abzulagern, 

h) zu lärmen oder zu lagern, 
i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blinden-

hunde. 
(3) Kinder unter 12 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Be-
gleitung Erwachsener oder mit Zustimmung der Personen-
sorgeberechtigten betreten. 
(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, 
soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung 
auf ihm vereinbar sind. 

 
(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestat-
tung zusammenhängende Veranstaltungen bedürfen der 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens 
vier Tage vorher anzumelden. 
 
§ 7 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
(1) Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
bedürfen Steinmetze, Bildhauer und Bestatter für ihre ge-
werbliche Tätigkeit auf den Fried-höfen der vorherigen Zu-
lassung durch die Friedhofs-verwaltung. Andere Gewerbe-
treibende müssen ihre Tätigkeit auf dem Friedhof der 
Friedhofsverwaltung anzeigen. 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur die in Absatz 1 Satz 1 
genannten Gewerbetreibenden zugelassen, die  

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hin-
sicht zuverlässig sind.  

b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei 
Antragstellern des handwerksähnlichen Gewer-
bes) ihre Eintragung in das Verzeichnis gemäß § 
19 Handwerksordnung nachweisen oder die 
selbst oder deren fachliche Vertreter die Meister-
prüfung abgelegt haben oder die über eine ver-
gleichbare Qualifikation verfügen.  

(3) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung davon ab-
hängig machen, dass der Antragsteller einen für die Aus-
führung seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversiche-
rungsschutz nachweist.  
(4) Die Zulassung kann befristet werden. 
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben 
die Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelun-
gen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle 
Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft ver-
ursachen. 
(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur 
werktags ausgeführt werden und sind terminlich mit der 
Friedhofsverwaltung abzustimmen, um die Störung von 
Trauerfeiern und Bestattungen zu vermeiden.  
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Ma-
terialien dürfen auf den Friedhöfen nur an den von der 
Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. 
Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lager-
plätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu ver-
setzen. Gewerb-liche Geräte dürfen nicht an oder in den 
Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 
(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der Ge-
werbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die 
Vorschriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei de-
nen die Voraussetzungen des 
 Absatz 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf 
Zeit oder Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. Bei 
schweren Verstößen ist eine Mahnung entbehrlich. 
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III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 
§ 8 Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung 
des Sterbefalles bei der Friedhofs-verwaltung anzumelden. 
Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufü-
gen. 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahl-
grabstätte / Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 
(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Be-
scheinigung über die Einäscherung vorzulegen. 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestat-
tung fest. Die Bestattungen erfolgen regel-mäßig an Werk-
tagen. Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die Be-
stattung auch am zweiten Feiertag stattfinden. 
(5) Erdbestattungen und Einäscherungen müssen inner-
halb von acht Tagen nach Eintritt des Todes erfolgen. 
Aschen müssen spätestens vier Wochen nach der Ein-
äscherung bestattet werden, anderenfalls werden sie auf 
Kosten des Bestattungspflichtigen in einer Urnenreihen-
grabstätte bestattet. 
 
§ 9 Särge und Urnen 
(1) Unbeschadet der Regelung des § 17 sind Bestattungen 
grundsätzlich in Särgen oder Urnen vorzunehmen. Aus-
nahmsweise kann der Friedhofs-träger auf Antrag die Be-
stattung ohne Sarg oder Urne gestatten, wenn nach den 
Grundsätzen oder Regelungen der Glaubensgemeinschaft, 
der die oder der Verstorbene angehört hat, eine Bestattung 
ohne Sarg oder Urne vorgesehen ist. 
(2) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen 
sein, dass die chemische, physikalische oder biologische 
Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht 
nachteilig verändert wird und bei Särgen die Verwesung 
der Leichen innerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. Die 
Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass 
jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
Särge, Sargausstattungen und -beigaben, Sargab-
dichtungen und Überurnen müssen zur Vermeidung von 
Umweltbelastungen aus leichtverrottbaren Werk-stoffen 
hergestellt sein. Sie dürfen keine PVC-, PCP-, formaldehy-
dabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen um-
weltgefährdenden Lacke oder Zusätze enthalten. Die Klei-
dung der Leiche soll nur aus Papierstoff und Naturtextilien 
bestehen. 
(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch 
und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefäl-
len größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung 
einzuholen. 
 
§ 10 Ausheben der Gräber 
(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung aus-
gehoben und wieder verfüllt. 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdober-
fläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindes-
tens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 
0,50 m. 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander 
durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 
(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher ent-
fernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der Gräber 
Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 
Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die 
dadurch entstehenden Kosten durch den Nutzungsberech-
tigten der Friedhofsverwaltung zu erstatten. 
 

 
§ 11 Ruhezeit 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 25 Jahre. 
 
§ 12 Umbettungen 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 
werden. 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbe-
schadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorhe-
rigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustim-
mung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes er-
teilt werden, bei Umbettungen innerhalb der Stadt im ers-
ten Jahre der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden 
öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer Reihen-
grabstätte / Urnenreihengrabstätte in eine andere Reihen-
grabstätte / Urnenreihengrabstätte sind innerhalb der Stadt 
nicht zulässig. § 4 Absatz 2 und Absatz 3 bleiben unbe-
rührt. 
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- 
und Aschenreste können nur mit vorheriger Zustimmung 
der Friedhofsverwaltung in belegte Grabstätten umgebettet 
werden. 
(4) Alle Umbettungen (mit Ausnahme der Maßnahmen von 
Amts wegen) erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist 
bei Umbettungen aus Reihengrabstätten / Urnenreihen-
grabstätten der verfügungsberechtigte Angehörige des 
Verstorbenen, bei Umbettungen aus Wahlgrabstätten / Ur-
nenwahl-grabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte. Mit 
dem Antrag ist die Grabnummernkarte nach § 14 Absatz 1 
Satz 2, § 16 Absatz 2 Satz 2, bzw. die Verleihungsurkunde 
nach § 15 Absatz 4, § 16 Absatz 6, vorzulegen. In den Fäl-
len des § 26 Absatz 2 Satz 3 und bei Entziehung von Nut-
zungsrechten gemäß § 26 Absatz 1 Satz 3 können Leichen 
oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, 
von Amts wegen in Grabstätten aller Art umgebettet wer-
den. 
(5) Alle Umbettungen werden von der Friedhofs-verwaltung 
durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 
(6) Die Kosten der Umbettung hat der Antragsteller zu tra-
gen. Das gilt auch für den Ersatz von Schäden, die an be-
nachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbet-
tung entstehen, soweit sie notwendig aufge-treten sind o-
der die Stadtverwaltung oder deren Beauftragte bezüglich 
dieser nur leichte Fahr-lässigkeit trifft. 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird 
durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbet-
tungszwecken nur aufgrund behördlicher oder richterlicher 
Anordnung ausgegraben werden. 
 
IV. Grabstätten und Aschenbeisetzungen 
 
§ 13 Arten der Grabstätten 
(1) Die Grabstätten und Aschenstreufelder bleiben Ei-
gentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können 
Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden. Die 
Größe der Gräber ergibt sich aus dem Belegungsplan. 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 

a) Reihengrabstätten (Einzel- und Doppelgräber), 
b) Wahlgrabstätten, 
c) Urnenreihengrabstätten, 
d) Urnenwahlgrabstätten, 
e) anonyme Urnenreihengrabstätten und anonyme 

Urnengrabstätten unter Bäumen außerhalb von 
Reihen, 

f) Ehrengrabstätten 
g) Grabstätten für Föten („Sternenhain“). 
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(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder Wiederer-
werb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach be-
stimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Um-
gebung. 
 
§ 14 Reihengrabstätten 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestat-
tungen, die der Reihe nach belegt und im Todesfall für 
die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt 
werden. Über die Zuteilung wird eine Grabnummern-
karte erteilt. Auf Antrag kann, wenn dies die Belegung 
eines Grabfeldes nicht behindert, das Nutzungsrecht 
verlängert werden. 
(2) Es werden Reihengrabfelder eingerichtet 

a) für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  
b) für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr 
c) für Tot- und Fehlgeburten auf einem besonde-

ren „Sternenhain“ auf dem Friedhof Schieder. 
(3) In jeder Reihengrabstätte (mit Ausnahme von Dop-
pelgräbern) darf nur eine Leiche bestattet werden. Es 
ist jedoch zulässig, in einer Reihen-grabstätte die Lei-
chen eines Kindes unter einem Jahr oder die Leichen 
von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 5 
Jahren zu bestatten. Es ist zudem zulässig, in einer 
Reihengrabstätte Tot- und Fehlgeburten sowie die aus 
dem Schwangerschafts-abbruch stammende Leibes-
frucht zu bestatten. Des Weiteren ist die Beisetzung 
von Urnen auf bestehenden Reihengräbern erlaubt, 
wenn die Belegungsplanung für das Grabfeld dies zu-
lässt.  
(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von 
ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten ist drei Monate vorher 
öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffen-
den Grabfeld bekannt zu machen. 
 
§ 15 Wahlgrabstätten 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erd-bestattungen, 
an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 
30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Be-
nehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Nutzungsrechte 
an Wahlgrabstätten werden nur anlässlich eines Todesfal-
les und nur für die gesamte Grabstätte verliehen. Die 
Friedhofs-verwaltung kann die Erteilung eines Nutzungs-
rechtes ablehnen, insbesondere wenn die Schließung nach 
§ 4 beabsichtigt ist. 
(2) Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiederer-
worben werden. Ein Wiedererwerb ist nur auf Antrag und 
nur für die gesamte Wahlgrabstätte möglich. Ein mehrmali-
ger Wiedererwerb ist möglich, wenn in den letzten 20 Jah-
ren vor Ablauf der Nutzungszeit eine weitere Bestattung 
erfolgt ist. Die Friedhofsverwaltung kann den Wiedererwerb 
ablehnen, insbesondere, wenn die Schließung nach § 4 
beabsichtigt ist. 
(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige 
Grabstätten vergeben. In einem Einfachgrab kann eine 
Leiche bestattet werden.  
(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der fälligen 
Gebühren und Aushändigung der Verleihungsurkunde. 
(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige 
Nutzungsberechtigte sechs Monate vorher schriftlich, falls 
er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu 
ermitteln ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung und 
durch einen Hinweis für die Dauer von zwei Monaten auf 
der Grabstätte hingewiesen. 
(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur 
stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht über-
schreitet oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis 
zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 

 
(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der 
Erwerber für den Fall seines Ablebens aus dem in Satz 2 
genannten Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungs-
recht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schrift-
lichen Vertrag übertragen. Wird bis zu seinem Ableben kei-
ne derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in 
nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des ver-
storbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung 
über:  

a) auf den überlebenden Ehegatten, 
b) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über die 

eingetragene Lebenspartnerschaft 
c) auf die Kinder, 
d) auf die Stiefkinder, 
e) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung 

ihrer Väter oder Mütter, 
f) auf die Eltern, 
g) auf die vollbürtigen Geschwister, 
h) auf die Stiefgeschwister, 
i) auf die nicht unter a) - h) fallenden Erben. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen c) - d) und f) - i) wird die 
älteste Person nutzungsberechtigt. 
Sofern keine der vorgenannten Personen innerhalb eines 
Jahres nach dem Ableben des bisherigen Nutzungsberech-
tigten die Zustimmung nach Satz 2 erklärt, erlischt das 
Nutzungsrecht. 
(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungs-
recht nur auf eine Person aus dem Kreis der in Absatz 7 
Satz 2 genannten Personen übertragen; er bedarf hierzu 
der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unver-
züglich nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. 
(10) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der 
Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Regelungen 
das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei 
Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen 
und über die Art der Gestaltung und der Pflege der Grab-
stätte zu entscheiden. 
(11) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann 
jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der 
letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine Rückgabe 
ist nur für die gesamte Grabstätte möglich.  
(12) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zuläs-
sig. 
 
§ 16 Aschenbeisetzungen 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in 

a) Urnenreihengrabstätten, 
b) Urnenwahlgrabstätten, 
c) anonymen Urnenreihengrabstätten und unter 

Bäumen außerhalb von Reihen, 
d) Grabstätten für Erdbestattungen. 

(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, 
die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die 
Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abge-
geben werden. Über die Abgabe wird eine Grabnum-
mernkarte ausgehändigt. Auf Antrag kann, wenn dies 
die Belegung eines Grabfeldes nicht behindert, das 
Nutzungsrecht verlängert werden. In einer Urnenrei-
hengrabstätte können mehrere Aschen bestattet wer-
den, wenn die Belegungsplanung für das Grabfeld dies 
zulässt.  
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(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen be-
stimmte Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungs-
recht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen 
und deren Lage gleichzeitig im Benehmen mit dem Erwer-
ber festgelegt wird. Die Zahl der Urnen, die in einer Urnen-
wahlgrabstätte bestattet werden können, richtet sich nach 
der Größe der Grabstätte. Urnenwahlgrabstätten können 
außer in Grabfeldern auch in Mauern, Terrassen und Hal-
len eingerichtet werden. 
(4) Anonyme Urnenreihengrabstätten und Plätze für ano-
nyme Urnenbeisetzungen unter Bäumen werden vergeben, 
wenn dies dem Willen des Verstorbenen entspricht. Bei 
Urnenreihengrabstätten erfolgt die Beisetzung der Reihe 
nach innerhalb einer Fläche von 0,50 m mal 0,50 m. 
(5) In Wahlgrabstätten für Erdbeisetzungen und Ehren-
grabstätten können anstelle eines Sarges bis zu zwei Ur-
nen beigesetzt werden. Bei voll belegten Grabstätten kann 
die Friedhofsverwaltung auf Antrag die Beisetzung von bis 
zu zwei Urnen zusätzlich gestatten, wenn die räumlichen 
Verhältnisse der Grabstätte dies zulassen. 
(6) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas ande-
res ergibt, gelten die Vorschriften für die Reihengrabstätten 
und für die Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnen-
grabstätten bzw. die Beisetzung von Aschen in Wahlgrab-
stätten. 
 
§ 17 Aschenbeisetzung ohne Urne 
(1) Die Asche wird auf einem vom Friedhofsträger fest-
gelegten Bereich des Friedhofes durch Verstreuung 
der Asche beigesetzt, wenn der Verstor-bene dies 
durch Verfügung von Todes wegen bestimmt hat.  
(2) Ebenso kann die Asche, sofern der Verstorbene 
dies durch Verfügung von Todes wegen bestimmt hat, 
ohne Urne in einem Aschengrabfeld beigesetzt werden.  
(3) Dem Friedhofsträger ist vor der Beisetzung der 
Asche nach Absatz 1 oder 2 die Verfügung von Todes 
wegen im Original vorzulegen. Am Aschenstreufeld 
und auf dem Aschengrabfeld wird nicht gekennzeich-
net, wer beigesetzt worden ist. Grabmale und bauliche 
Anlagen sind nicht zulässig. 
 
§ 18 Ehrengrabstätten 
Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Eh-
rengrabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) ob-
liegen der Stadt. 
 
V. Gestaltung der Grabstätten 
 
§ 19 Allgemeine Gestaltungsvorschriften und 
Anforderungen an Grabmale 
(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Um-
gebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und der 
Zweck dieser Satzung sowie die Würde des Friedhofes in 
seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage ge-
wahrt wird.  
(2) Die Mindeststärke der Grabmale beträgt ab 0,40 m bis 
1,00 m Höhe 0,14 m; ab 1,00 m bis 1,50 m Höhe 0,16 m 
und ab 1,50 m Höhe 0,18 m. Die Friedhofsverwaltung kann 
weitergehende Anforde-rungen verlangen, wenn dies aus 
Gründen der Stand-sicherheit erforderlich ist. 
(3) Auf Rasen-Urnengrabfeldern sind Grabmale nur als 
bündig mit der Erdoberfläche verlegte Platte in einer Größe 
von maximal 0,40 m x 0,40 m und mit einer Stärke zuläs-
sig, die das Überfahren mit Großflächenmähern ermöglicht, 
ohne dass die Platte zerbricht. Die Stadt haftet nicht für die 
Beschädigung oder Zerstörung der Platten.   
(4) Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter be-
sonderem Schutz.   

 
(5) Die Gestaltungsvorschriften gelten nicht für anonyme 
Grabfelder. Ihre Gestaltung obliegt der Friedhofsverwal-
tung.  
 
VI. Grabmale und bauliche Anlagen 
 
§ 20 Zustimmungserfordernis 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen 
bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung. Auch proviso-rische Grabmale sind zu-
stimmungspflichtig, sofern sie größer als 0,15 m x 0,30 m 
sind.  
(2) Den Anträgen sind beizufügen: 

a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenan-
sicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe des Materi-
als, seiner Bearbeitung, der Anordnung der 
Schrift, der Ornamente und der Symbole sowie 
der Fundamen-tierung. 

b) Soweit es zum Verständnis erforderlich ist, Zeich-
nungen der Schrift, der Ornamente und der Sym-
bole im Maßstab 1 : 1 unter Angabe des Materi-
als, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und 
der Anordnung. 

In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im 
Maßstab 1 : 10 oder das Aufstellen einer Attrappe in natür-
licher Größe auf der Grabstätte verlangt werden. 
(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen 
baulichen Anlagen bedürfen ebenfalls der vorherigen 
schriftlichen Zustimmung der Friedhofs-verwaltung. Die 
Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die 
sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach 
der Zustimmung errichtet worden ist. 
(5) Die nicht zustimmungspflichtigen provisorischen Grab-
male sind nur als naturlasierte Holztafeln oder Holzkreuze 
zulässig und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der Bei-
setzung verwendet werden. 
 
§ 21 Anlieferung 
Angeliefert und aufgestellt werden dürfen nur Grabmale, 
die den Gestaltungsvorschriften entsprechen oder für die 
durch die Friedhofs-verwaltung eine Ausnahme erteilt wur-
de.  
 
§ 22 Fundamentierung und Befestigung 
(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und des Nutzungs-
berechtigen sind die Grabmale nach den allgemein aner-
kannten Regeln des Handwerks (Richtlinie für die Erstel-
lung und Prüfung von Grabmalanlagen des Bundesin-
nungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und 
Holzbildhauerhandwerks, oder Technische Anleitung zur 
Standsicherheit von Grabmalanlagen der Deutschen Na-
turstein Akademie e.V. in der jeweils gültigen Fassung) so 
zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd 
standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Grä-
ber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für 
sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob die vor-
geschriebene Fundamentierung durchgeführt worden ist. 
(3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale 
gewährleisten. Die Mindeststärke der Grabmale bestimmt 
sich nach § 19.  
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§ 23 Unterhaltung 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen 
sind dauernd in würdigem und verkehrs-sicherem Zustand 
zu halten. Verantwortlich ist insoweit bei Reihengrabstätten 
/ Urnenreihengrab-stätten der Inhaber der Grabnummern-
karte, bei Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrabstätten der je-
weilige Nutzungsberechtigte. 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonsti-
gen baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind 
die für die Unterhaltung Verantwort-lichen verpflichtet, un-
verzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann 
die Friedhofsverwaltung auf Kosten des Verantwortlichen 
Sicherungsmaß-nahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen, 
Absper-rungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand 
trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofs-verwaltung 
nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist 
beseitigt, ist die Friedhofs-verwaltung berechtigt, das 
Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen 
zu entfernen. Die Stadt ist verpflichtet, diese Gegenstände 
drei Monate auf Kosten des Verantwortlichen aufzubewah-
ren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne be-
sonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Auffor-
derung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweis-
schild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem Mo-
nat aufgestellt wird.  
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden verant-
wortlich, der durch das Umstürzen von Grab-malen oder 
sonstigen baulichen Anlagen verursacht wird; die Haftung 
der Gemeinde bleibt unberührt; die Verantwortlichen haften 
der Stadt im Innenverhältnis, soweit die Stadt nicht grobe 
Fahrlässigkeit oder Vorsatz trifft. 
(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und 
bauliche Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart 
eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem 
Verzeichnis geführt. Die Friedhofs-verwaltung kann die Zu-
stimmung zur Änderung derartiger Grabmale und baulichen 
Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen Denkmal-
schutz- und -pflegebehörden nach Maßgabe der gesetzli-
chen Bestimmungen zu beteiligen. 
 
§ 24 Entfernung 
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen 
Grabmale nur mit vorheriger schriftlicher Zu-stimmung der 
Friedhofsverwaltung entfernt werden. Bei Grabmalen im 
Sinne des § 23 Absatz 4 kann die Friedhofsverwaltung die 
Zustimmung versagen. 
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten / Ur-
nenreihengrabstätten oder nach Ablauf der Nutzungszeit 
bei Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrab-stätten oder nach der 
Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu entfernen. 
Geschieht dies nicht binnen drei Monaten, so ist die Fried-
hofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte abräumen zu 
lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das 
Grab-mal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. 
Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen gehen entschädi-
gungslos in das Eigentum der Stadt über, wenn dies bei 
Erwerb des Nutzungsrechts oder bei Genehmigung für die 
Errichtung des Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen 
schriftlich vereinbart wurde. Sofern Wahlgrabstätten von 
der Friedhofs-verwaltung abgeräumt werden, hat der jewei-
lige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen.  
(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre 
Zustimmung aufgestellte Grabmale einen Monat nach 
Benachrichtigung des Inhabers der Grabnummern-
karte oder des Nutzungsberechtigten auf dessen Kos-
ten entfernen zu lassen. 
 

 
VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
 
§ 25 Herrichtung und Unterhaltung 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften 
des § 19 hergerichtet und dauernd in Stand gehalten wer-
den. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Ver-
welkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von den 
Grabstätten zu entfernen. 
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamt-charakter 
des Friedhofes, dem besonderen Charakter des Friedhof-
steiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die 
Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die 
andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege 
nicht beeinträchtigen. 
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei Rei-
hengrabstätten / Urnenreihengrabstätten der Inhaber der 
Grabnummernkarte, bei Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrab-
stätten der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die Ver-
pflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des 
Nutzungsrechts. Die Friedhofsverwaltung kann verlangen, 
dass der Nutzungsberechtigte nach Ende der Nutzungszeit 
oder Ruhezeit die Grabstätte abräumt. 
(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die 
Grabstätten selbst anlegen und pflegen oder damit einen 
Gärtner beauftragen.  
(5) Reihengrabstätten / Urnenreihengrabstätten müssen 
innerhalb von sechs Monaten nach der Bestattung, Wahl-
grabstätten / Urnenwahlgrabstätten innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes herge-
richtet werden. 
(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der 
gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 
ausschließlich der Friedhofsverwaltung, die Dritte beauftra-
gen und insbesondere auch mit ehrenamtlich tätigen Ver-
einen und Bürgern kooperieren kann. 
(8) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbe-
kämpfungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht gestattet. 
(9) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe 
dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbe-
sondere in Kränzen, Trauer-gebinden, Trauergestecken, im 
Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflan-
zenzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht 
verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen, Mar-
kie-rungszeichen, Gießkannen und anderes Kleinzu-behör. 
Solche Gegenstände sind nach Ende des Gebrauchs vom 
Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung vor-
gesehenen Behältnissen abzulegen. 
 
§ 26 Vernachlässigung der Grabpflege 
(1) Wird eine Reihengrabstätte / Urnenreihengrab-stätte 
oder Wahlgrabstätte / Urnenwahlgrabstätte nicht ord-
nungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der Verant-
wortliche (§ 28 Absatz 3) nach schriftlicher Aufforderung 
der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer an-
gemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt der Nut-
zungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann die 
Friedhofs-verwaltung in diesem Fall die Grabstätte auf sei-
ne Kosten in Ordnung bringen oder bringen lassen. Die 
Friedhofsverwaltung kann auch das Nutzungsrecht ohne 
Entschädigung entziehen, soweit sie den Verantwortlichen 
schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. In 
dem Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte 
aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen An-
lagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit 
des Entziehungs-bescheides zu entfernen. 
 
 
 



824 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öffentli-
che Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung 
und Pflege hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte 
Verant-wortliche durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte 
aufgefordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbin-
dung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis 
drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung 

a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen 
und  

b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseiti-
gen lassen. 

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 
1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder 
ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne be-
sonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwal-
tung den Grabschmuck entfernen.  
 
VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern 
 
§ 27 Benutzung der Leichenhalle 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis 
zur Bestattung. Sie dürfen nur in Begleitung eines Angehö-
rigen des Friedhofs-personals oder eines Bestatters betre-
ten werden. 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen 
Bedenken bestehen, können die Angehörigen die Verstor-
benen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge 
sind spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauer-
feier oder Beisetzung endgültig zu schließen. § 28 Absatz 2 
bleibt unberührt. 
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren 
Krankheiten Verstorbenen sollen in einem besonderen 
Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt 
zu diesen Räumen und die Besichtigung der Leichen 
bedürfen zusätzlich der vorherigen Zustimmung des 
Amtsarztes. 
 
§ 28 Trauerfeier 
(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten 
Raum (Friedhofskapelle), am Grab oder an einer anderen 
im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 
(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die örtliche 
Ordnungsbehörde gestatten, dass während der Trauer-
feier der Sarg geöffnet wird. Der Antrag kann nicht ge-
nehmigt werden, wenn der oder die Verstorbene an ei-
ner ansteckenden übertragbaren Krankheit nach dem 
Infektionsschutzgesetz gelitten, die Leichenverwesung 
bereits begonnen hat oder die Ausstellung der Leiche 
der Totenwürde oder dem Pietätsempfinden der an der 
Trauerfeier Teilneh-menden widersprechen würde. 
(3) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt 
werden, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen 
übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen 
des Zustandes der Leiche bestehen. 
(4) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf den 
Friedhöfen bedarf der vorherigen Anmeldung bei der 
Friedhofsverwaltung. Die Auswahl der Musiker und der 
Darbietung muss gewährleisten, dass ein würdiger Rah-
men gewahrt bleibt. 
 
Schlussvorschriften 
 
§ 29 Alte Rechte 
(1) Bei Grabstätten, über welche die Friedhofs-verwaltung 
bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richten 
sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisheri-
gen Vorschriften. 

 
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen 
Nutzungsrechte von unbegrenzter oder unbestimmter Dau-
er werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 15 Absatz 1 o-
der § 16 Absatz 3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie 
enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttre-
ten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt beigesetz-
ten Leiche oder Asche. 
 
§ 30 Haftung 
Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch nicht sat-
zungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen o-
der ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch 
Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- 
und Überwachungs-pflichten. Im Übrigen haftet die Stadt 
nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften 
über Amtshaftung bleiben unberührt. 
 
§ 31 Gebühren 
Für die Benutzung der von der Stadt verwalteten Friedhöfe 
und ihrer Einrichtungen sind die Gebühren nach der jeweils 
geltenden Friedhofsgebühren-satzung zu entrichten. 
 
§ 32 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

a) sich als Besucher entgegen § 6 Absatz 1 nicht der 
Würde des Friedhofes entspre-chend verhält oder 
Anordnungen des Friedhofspersonals nicht be-
folgt, 

b) die Verhaltensregeln des § 6 Absatz 2 missachtet, 
c) entgegen § 6 Absatz 5 Totengedenkfeiern ohne 

vorherige Zustimmung der Friedhofs-verwaltung 
durchführt, 

d) als Gewerbetreibender entgegen § 7 ohne vorhe-
rige Zulassung tätig wird, außerhalb der festge-
setzten Zeiten Arbeiten durchführt oder Werkzeu-
ge oder Materialien unzulässig lagert, 

e) eine Bestattung entgegen § 8 Absatz 1 der Fried-
hofsverwaltung nicht anzeigt, 

f) entgegen §§ 20 bis 24 ohne vorherige Zustim-
mung Grabmale oder bauliche Anlagen errichtet, 
verändert oder entfernt, 

g) Grabmale entgegen § 22 Absatz 1 nicht fachge-
recht befestigt und fundamentiert oder entgegen § 
23 Absatz 1 nicht in verkehrs-sicherem Zustand 
erhält, 

h) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunst-
stoffe, entgegen § 25 Absatz 9 verwendet oder so 
beschaffenes Zubehör oder sonstigen Abraum 
oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt oder in den 
bereitgestellten Behältern entsorgt, 

i) Grabstätten entgegen § 26 vernachlässigt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 
bis zu 1.000 Euro geahndet werden. 
 
§ 33 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Friedhofssatzung vom 22. No-
vember 2003 und alle übrigen entgegenstehenden orts-
rechtlichen Vor-schriften außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung:  
Die vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn  
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,  

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet,  

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.  

 
Schieder-Schwalenberg, den 01.08.2013 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister  

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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Jobcenter Lippe 
 
491 Öffentliche Zustellung eines Rücknahme-und 

Erstattungsbescheides  vom 22.10.2013 für die 
Zeit vom 22.02.2011 bis 31.07.2011 sowie eines 
Rücknahme-und Erstattungsbescheides vom 
22.10.2013 für die Zeit vom 01.08.2011 bis 
31.01.2012 an Herrn Salih Dalkilic 

 
An Herrn Salih Dalkilic sind am 22.10.2013 unter dem Ak-
tenzeichen 6.240.2.20.02.0083.4 zwei Rücknahme und Er-
stattungsbescheide erlassen worden. 
 
Die Bescheide können nicht zugestellt werden, da Herr 
Dalkilic seit dem 01.02.2013 unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07.März 2006 wird daher die Verfügung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Klage-
frist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich nicht 
möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Bescheide beim Jobcenter Lippe, 
Standort Blomberg, Wirtschaftliche Hilfen, Lehmbrink 13, in 
32825 Blomberg, Zimmer 41 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Blomberg, den 22.10.2013 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag  
 
 
Düsterwald 

Kr.Bl.Lippe 11.11.2013 
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